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► Gastkommentar

Die Grenzen der Lohnfestsetzung
Qual der Wahl Im Unternehmen angestellte Inhaber verfügen auch in Liechtenstein über das Privileg, ihren Lohn autonom festzusetzen. In 

der Regel tendieren sie zu einem möglichst tiefen Lohn und einer möglichst hohen Dividende. Die Steuerverwaltung setzt aber Grenzen.

VON MARCO FELDER

I
m Gegensatz zu gewöhnlichen 
Arbeitnehmern verfügen im Un­
ternehmen angestellte Inhaber 
und Mitinhaber über das Privi­
leg, sich ihren Lohn selbst fest­
zusetzen. Sofern es die Situation 
erlaubt, überwiegt in aller Regel das fol­

gende Muster: tiefer Lohn und hohe Di­
vidende. Seit Jahren prüft die liechten­
steinische Steuerverwaltung die Ange­
messenheit von solchen Löhnen. Die 
Vorschreibung eines angemessenen 
Lohns ist daher eine eigentlich wenig 
beachtete Routineaufgabe im Tagesge­
schäft der liechtensteinischen Steuer­
verwaltung. Öffentliche Beachtung fand 
die Thematik in Liechtenstein aber ins­
besondere in zwei Gerichtsfällen aus 
den Jahren 2013 und 2018, nachdem es 
freiberuflich tätigen Ärzten ab 2010 ge­
stattet ist, sich rechtlich in Form einer 
Ärztegesellschaft zu organisieren und 
sich damit verbunden die Frage eines 
angemessenen Lohns unausweichlich 
stellte.

Hohe Gewinne im Fokus
Wer glaubt, dass die Festsetzung 

eines tiefen Lohns zu unerlaubten Steu­
erverkürzungen führt, irrt. Ein tiefer 
Lohn führt notwendigerweise zu einem 
höheren Unternehmensgewinn, wel­
cher sich in der Folge thesaurieren oder 
in Form von Dividenden ausschütten 
lässt. Höhere Unternehmensgewinne 
führen aus staatlicher Sicht zu höheren 
Ertragssteuereinnahmen. Ausserdem 
führen höhere Unternehmensgewinne 
zu höheren Unternehmensbewertun­
gen und damit verbunden zu einem hö­
heren Sollertrag des Vermögens. Auch 
dieser Umstand führt aus Sicht der öf­
fentlichen Hand zu einem Mehr an Ver­
mögens- und Erwerbssteuern. Da Divi­
denden aber zur Vermeidung der wirt­
schaftlichen Doppelbesteuerung nicht 
direkt der Erwerbssteuer unterstehen, 
und die Erwerbssteuer höhere Steuer­
tarife im Vergleich zur Ertragssteuer 
vorsieht, kann sich im Resultat mit 
einer tiefen Lohnfestsetzung insbeson­
dere bei hohen Unternehmensgewin­
nen eine Steuerersparnis erzielen las­
sen. Bekanntlich beträgt in Liechten­
stein der Tarif der Ertragssteuer einheit­
lich 12,5% und jener der Vermögens­
und Erwerbssteuer derzeit je nach Ge­
meindesteuerzuschlag bis zu 22,4%. 
Die exakte Höhe der Steuerersparnis 
lässt sich aber nur im Einzelfall ermit­
teln, weil für die Beurteilung unter an­
derem auch das in der Steuererklärung 
deklarierte Vermögen, der Zivilstand 
und das gesamte Haushaltseinkommen 
von Bedeutung sind.

Steuerverwaltung als weisser Ritter
Eher als bei den Steuern wird zumin­

dest in Liechtenstein mit der Festset­
zung eines tiefen Lohns eine Abgaben­
optimierung insbesondere bei der AHV- 
IV-FAK angestrebt. Interessanterweise 
tritt in der Bekämpfung von tiefen Löh­
nen die Steuerverwaltung gewissermas- 
sen als weisser Ritter gegenüber der 
AHV-IV-FAK in den Vordergrund. So ist 
es historisch begründet die Steuerver­
waltung, die in der Praxis angemessene 
Löhne festsetzt und diese bei Bedarf vor 
den zuständigen Gerichten durchsetzt. 
Die zugrundeliegende Vorschrift findet 
sich im Steuergesetz. Ist danach der In­
haber eines Unternehmens in diesem 
tätig, so hat er einen angemessenen 
Lohn zu deklarieren. Dabei sind der 
Umfang der Arbeit, die Stellung und die 
damit verbundene Verantwortung, die 
berufliche Fähigkeit, die Grösse des Be­
triebes sowie die sonstigen Besoldungs­
verhältnisse im Unternehmen zu be­
rücksichtigen. Diese Vorschrift ist keine 
Erfindung des neuen und heute gülti­
gen Steuergesetzes, sondern wurde
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«Wer glaubt, dass die Festsetzung eines tiefen Lohns zu 
unerlaubten Steuerverkürzungen führt, irrt.»

Marco Felder, Steuerrechtsexperte und Präsident der IFA Liechtenstein

wortgleich aus dem alten Steuergesetz 
von 1961 übernommen. Weder die Ge­
setzesmaterialien 1961, 1970 noch jene 
von 2010 geben aber weiteren Auf­
schluss über den Inhalt dieser Vor­
schrift. Zudem gibt es kein Merkblatt 
der Steuerverwaltung, welches die be­
troffenen Unternehmer zur Festsetzung 
ihres angemessenen Lohns heranzie­
hen können.

Rechtsprechung als Messlatte
Die Festlegung eines angemessenen 

Lohns orientiert sich in der Praxis stets 
am Einzelfall. Obschon das Steuerge­
setz eine einschlägige Vorschrift ent­
hält, erweist sich die Festsetzung eines 
angemessenen Lohns oftmals als 
schwierig. Einfacher sind solche Fälle, 
in denen ein im Unternehmen ange- 
stellter Inhaber oder Mitinhaber den 
gleichen Lohn hat wie ein gewöhnlicher 
Angestellter ohne Beteiligungsrechte. 
Dies setzt aber voraus, dass der Ange­
stellte über vergleichbare Kompeten­
zen, Fachkenntnisse oder Tätigkeits­

und Verantwortungsbereiche verfügt. 
Als wertvolle Hilfestellung kann sich 
ebenfalls erweisen, einen Lohnver­
gleich mit einem ähnlichen Angestell­
ten von einem möglichst ähnlichen 
Konkurrenzunternehmen vorzuneh­
men.

Eine hoch angesetzte und zugleich 
praxisrelevante Messlatte zur Beurtei­
lung des Einzelfalls hat der Verwaltungs ­
gerichtshof (VGH) in seiner Rechtspre­
chung geschaffen. Den beiden Entschei­
dungen des VGH aus den Jahren 2013 
und 2018 gingen jeweils Einsprachen 
von zwei praktizierenden Ärzten gegen 
die Lohnfestsetzung der Steuerverwal­
tung voraus. Dem Entscheid des VGH 
aus dem Jahr 2013 liegt ein Arzt zugrun­
de, der in den Jahren 2005 bis 2008 aus 
seiner beruflichen Tätigkeit als Arzt in 
Liechtenstein jeweils deutlich über 1 
Million Franken pro Jahr erwirtschafte­
te. Der Arzt erachtete einen Lohn von 
brutto 300 000 Franken als angemessen, 
die Steuerverwaltung hingegen einen 
Lohn von 650 000 Franken. Der VGH

stellte sich in seinen Entscheidungs- 
gründen die bedeutungsvolle Frage, 
welche gehaltsmässigen Bedingungen 
erfüllt sein müssten, damit der be- 
schwerdeführende Arzt sich bei einem 
Dritten als Arzt anstellen liesse. Im We­
sentlichen war die Antwort des VGH da­
rauf, dass der Arzt bereit ist, in ein An­
stellungsverhältnis zu treten, wenn er 
einerseits einen Fixlohn sowie vorgängig 
einer Dividende in der Höhe von 10 Pro­
zent des im Unternehmen investierten 
Eigenkapitals an den Inhaber eine Ge­
winnbeteiligung von mindestens 50 
Prozent erhält. Als steuerlich angemes­
senen Lohn errechnete der VGH auf die­
ser Grundlage einen Lohn von rund 
517 500 Franken, welcher immerhin 
rund 132 500 unter der Lohnfestsetzung 
der Steuerverwaltung lag. In dem vom 
beschwerdeführenden Arzt angestreb­
ten ungewöhnlich tiefen Lohn sah der 
VGH sogar eine Steuerumgehung. 
Zudem bestätigte der Staatsgerichtshof 
2014, dass der VGH den steuerlich an­
gemessenen Lohn nicht willkürlich be­

BERECHNUNGSSCHEMA EINES STEUERLICH ANGEMESSENEN LOHNS GEMÄSS VGH*

+ Fixlohn: CHF 240.000

+ Gewinnbeteiligung:

Unternehmensgewinn ohne Lohn Inhaber CHF 600.000

Verbuchter Lohn Inhaber CHF 195.000

Zwischentotal vor Lohn Inhaber und Dividende CHF 795.000

./. 10% Dividende auf Eigenkapital von CHF 50.000 für Inhaber CHF 5.000

./. Fixlohn CHF 240.000

Zwischentotal CHF 550.000

davon 50% Gewinnbeteiligung CHF 275.000

= Angemessener Lohn: CHF 515.000

= Dividende Inhaber: CHF 280.000

Die detaillierten Erläuterungen und Feststellungen zum Berechnungsschema sind auf www.wlrtschaftregional.li zu finden

stimmt hat. Die Anwendbarkeit des in 
Frage stehenden Berechnungsschemas 
wurde vom VGH in seinem letztjährigen 
Entscheid bestätigt. Danach setzte die 
Steuerverwaltung den angemessenen 
Lohn einer Ärztin aufgrund der ihr vor­
liegenden Jahresrechnungen der Steu­
erjahre 2009, 2010 und 2011 mit brutto 
589 600 Franken fest. Ungeachtet dessen 
bezog die Ärztin den in ihrer Steuerer­
klärung für das Steuerjahr 2012 dekla­
rierten Lohn von lediglich 195 000 Fran­
ken, dies bei einem Umsatz ihrer Ärzte­
gesellschaft von knapp 3 Millionen 
Franken sowie einem Reingewinn von 
772 592 Franken. Der VGH bestätigte in 
seinem Entscheid die Lohnfestsetzung 
der Steuerverwaltung und sah in dem 
zwischen der Ärztin und ihrem Unter­
nehmen vereinbarten, ungewöhnlich 
tiefen Lohn wie schon in seinem Ent­
scheid von 2013 eine Steuerumgehung.

Herausforderungen in der Praxis
Die künftigen praktischen Herausfor­

derungen in der Festsetzung eines an­
gemessenen Lohns dürften sich vor die­
sem Hintergrund verstärkt aus dem Be­
rechnungsschema des VGH ergeben. 
Was die Festsetzung des Fixlohns be­
trifft, dürfte sich die Steuerverwaltung 
nach Möglichkeit regelmässig auf die 
vom VGH für seine Zwecke ermittelten 
240 000 Franken abstützen. Abwei­
chungen von diesem Wert können bei­
spielsweise unter differenzierter Zuhil­
fenahme der Lohnstatistik des Amts für 
Volkswirtschaft sowie anderen Statisti­
ken und Lohnrechnern begründet wer­
den. Auch der Umgang mit den übrigen 
Kriterien und Stellschrauben wie die 
Höhe der Dividende auf dem Eigenka­
pital oder die Höhe der Gewinnbeteili­
gung werden die betroffenen Steuer­
pflichtigen und die Steuerverwaltung 
beschäftigen.

Aspekt des Versicherungsschutzes
Ein Aspekt, der in der Diskussion 

rund um die Festsetzung eines ange­
messenen Lohns gerne vernachlässigt 
wird, betrifft den Versicherungsschutz. 
Je tiefer ein Lohn festgesetzt wird, desto 
weniger Sozialversicherungsbeiträge 
werden entrichtet, desto grösser aber ist 
beim Eintritt eines Versicherungsfalles 
auch die Gefahr, entsprechend tiefere 
Leistungsansprüche zu erhalten. Dies 
kann beispielsweise im Falle von Krank­
heit oder Unfall aber auch in der Höhe 
von Altersrenten gravierende Auswir­
kungen nach sich ziehen. Insofern 
lohnt es sich im Falle einer Abgabenop­
timierung stets auch, einen Versiche­
rungsexperten miteinzubeziehen.

Fazit
Die Abgrenzung eines angemessenen 

Lohns von nicht beitragspflichtigen Di­
videnden kann im Einzelfall nach wie 
vor zu erheblichen Problemen führen. 
Die vom VGH ins Leben gerufene Be­
rechnungsgrundlage zur Festsetzung 
eines angemessenen Lohns stellt unge­
achtet gewisser Unzulänglichkeiten ins­
besondere für kleinere Unternehmen 
mit einem hohen Anteil an Arbeitsleis­
tung eine hoch angesetzte und praxis­
relevante Messlatte dar. Wird der ange­
messene Lohn danach festgesetzt, be­
steht nur geringe Gefahr, dass die Steu­
erverwaltung diesen beanstandet. Dies 
selbst dann, wenn aufgrund der Eigen­
art des Unternehmens oder anderer 
Kriterien eine verhältnismässig höhere 
Dividende zur Auszahlung gelangt. In 
Liechtenstein ist die Höhe von steuer­
lich angemessenen Löhnen in den letz­
ten Jahren nicht zuletzt aufgrund von 
Praxis und Rechtsprechung spürbar ge­
stiegen. Entsprechend dürften der AHV- 
IV-FAK und anderen Sozialversiche­
rungszweigen aus Sicht der öffentlichen 
Hand keine Beitragszahlungen in unge­
rechtfertigter Weise entgehen.


